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[65]Kapitel D

Wer wie viel bekommt


Tipp 42

Bei Erstbekleidung, Wohnungsgründung oder
                        Klassenfahrten:

Nur noch wenige einmalige Beihilfen

 Bei chronischen Erkrankungen manchmal mehr ALG II 

Im Zweiten Sozialgesetzbuch sind keine einmaligen Beihilfen für Kosten
                            der Gesundheitspflege vorgesehen. Die Ausgaben hierfür sind allerdings
                            nur teilweise durch den Regelsatz abgedeckt. Konkret: Im früher
                            geltenden Regelsatz von 345 € waren für Gesundheitspflege 12,61 €
                            monatlich vorgesehen. Davon entfallen 7,04 € auf medizinische und
                            pharmazeutische Erzeugnisse. Nachzulesen ist das in der Auswertung der
                            Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003 (Ausschussdrucksache 16(11)286
                            des Bundestagsausschusses für Arbeit und Soziales vom 15. Juni 2006).
                            Diese finden Sie im Internet unter
                            www.sozialpolitik-aktuell.de/docs/unterrichtung_evs_bmas. pdf. Bei
                            Beziehern von ALG II fallen hierfür jedoch zum Teil weit höhere Ausgaben
                            an, etwa für Zuzahlungen (siehe Tipp 103), aber auch für notwendige
                            Arzneimittel und Hygieneprodukte, für die die Krankenkassen nicht
                            aufkommen.

 Beispiel 1: Einem AIDS-Kranken wurde von seinem
                            behandelnden Facharzt ein Bedarf an Reinigungs- und Körperpflegemitteln
                            in Höhe von monatlich 20,45 € bescheinigt. Der SGB-II-Träger verweigerte
                            die Kostenübernahme. Das Sozialgericht Berlin verpflichtete ihn darauf
                            zu einer Anhebung des Regelsatzes um 20,45 € (Az.: S 49 SO 204/05
                            ER).

 Beispiel 2: Die Tochter einer alleinerziehenden
                            ALG-II-Bezieherin leidet unter chronischer Neurodermitis. Sie ist nach
                            ärztlicher Verordnung auf spezielle Hautpflegeprodukte angewiesen, die
                            monatlich bis zu 240 € kosten. Die zuständige ARGE verweigerte die
                            Kostenübernahme. Das Sozialgericht Lüneburg entschied dagegen, dass
                            diese darlehensweise nach § 23 Abs. 1 SGB II zu übernehmen seien.

 Beispiel 3: Ein Antragsteller aus NRW litt unter einer
                            seltenen Hautkrankheit. Die Kosten für die zur Behandlung notwendigen
                            Pflegemittel veranschlagte er auf rund 103 € pro Monat. Diesen Betrag
                            hielt das Landessozialgericht NRW zwar für zu hoch. Es gestand ihm
                            jedoch – zunächst per Darlehen – einen Sonderbedarf von monatlich 40 €
                            zu. Eine vollständige Finanzierung der Pflegemittel aus dem Regelsatz
                            sei auch vorübergehend unzumutbar (17. 12. 2007 – Az.: L 19 B 134/07 AS
                            ER).

Der Haken an der Sache: Darlehen müssen zurückgezahlt werden – und zwar
                            indem das ALG II teilweise einbehalten wird. Gerade
                            Bedarfsgemeinschaften, die durch hohe, regelmäßige Gesundheitsausgaben
                            belastet sind, ist dies jedoch nicht zuzumuten. Wichtig ist in diesem
                            Zusammenhang eine Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage der
                            LINKEN vom Juni 2006: Danach können die "Träger der Grundsicherung für
                            Arbeitsuchende … im Einzelfall den aus der Darlehensgewährung
                            resultierenden Rückzahlungsanspruch erlassen, wenn die Einziehung nach
                            Lage des einzelnen Falles unbillig wäre (§ 44 SGB II). Bei der
                            Entscheidung über die Frage, ob die Einziehung eines Anspruches unbillig
                            ist, sind die gesamten Umstände eines Falles, insbesondere die
                            persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse

[87]des Schuldners sowie Art und Höhe des Anspruchs, zu berücksichtigen." Die
                            komplette Antwort der Bundesregierung ist in der Bundestagsdrucksache
                            16/1847 nachzulesen. Im Internet findet man sie unter
                            http://193.159.218.145/btd/16/018/1601847.pdf



Die oben genannten einmaligen Beihilfen gibt es generell nur auf Antrag.
                        Dieser muss im Voraus gestellt werden (siehe unten).

 Auch ohne ALG II kann es einmalige Leistungen geben 

Ist Ihr Einkommen geringfügig höher als der Betrag, der Ihnen nach dem
                            Zweiten Sozial -42 gesetzbuch als Mindestbedarf (siehe
                            Tipp 29) zusteht? Dann können Sie zwar keine laufenden Zahlungen vom Amt
                            erhalten. Sie können jedoch einmalige Beihilfen für die Erst ausstattung
                            für Wohnung und Kleidung oder für eine mehrtägige Klassenfahrt Ihres
                            schulpflichtigen Kindes beantragen.

Wenn Ihr Haushaltseinkommen knapp über den ALG-II-Sätzen liegt, darf der
                            den Bedarf übersteigende Betrag allerdings mit der einmaligen Leistung
                            verrechnet werden. Das SGB II lässt den Ämtern bei der
                            Einkommensanrechnung einen weiten Handlungsspielraum. Es bestimmt
                            lediglich, dass das den Bedarf übersteigende Einkommen von »bis zu sechs
                            Monaten« nach Ablauf des Monats, in dem über die Hilfe entschieden wird
                            (§ 23 Abs. 3 SGB II), mit den beantragten einmaligen Leistungen
                            verrechnet werden kann. Viele Träger ziehen daraus die Schlussfolgerung,
                            dass das »Überschusseinkommen« immer mit der Zahl Sieben (für den
                            Antragsmonat und sechs weitere Monate) multipliziert wird und mit der
                            Beihilfe verrechnet wird. Das Verfahren sieht dann – beispielsweise - so
                            aus: Für die Erstausstattung einer Wohnung wird ein Betrag von 1500 €
                            beantragt. Das Einkommen einer Bedarfsgemeinschaft beträgt 1700 €, ihr
                            Bedarf nach dem SGB II liegt nach der Berechnung des Amts bei 1600 €.
                            Die Bedarfsgemeinschaft hat damit 100 € mehr zur Verfügung als den vom
                            Amt errechneten Mindestbedarf. Dieser Betrag wird mit sieben
                            multipliziert, was 700 € ergibt. Damit erhält die Bedarfsgemeinschaft
                            für die Erstausstattung der Wohnung 800 € (1500 minus 700 €).



Einmalige Leistungen stets vorab beantragen

Selbst wenn Sie in einer Notsituation sind und die komplette
                        Wohnungseinrichtung (wodurch auch immer) verloren haben, sollten Sie neue
                        Einrichtungsgegenstände keinesfalls kaufen, ohne dies vorher mit dem
                        zuständigen Amt abzusprechen. Einmalige Leistungen müssen nämlich
                        grundsätzlich vor dem Kauf beantragt werden. Warten Sie deshalb in jedem
                        Fall die Bewilligung des Amtes ab. Denn wenn Sie den Einkauf aus eigener
                        Tasche vorstrecken, gilt der Bedarf als gedeckt – und die zuständigen
                        Stellen zahlen nicht mehr.

Den Antrag auf einmalige Leistungen reichen Sie am besten schriftlich ein.
                        Dann haben Sie später bei einem möglichen Widerspruchsverfahren etwas
                        Schwarz auf Weiß in der Hand. Sie sollten auch auf einem schriftlichen
                        Bescheid bestehen, aus dem hervorgeht, welche Sachen zu welchen Preisen
                        bewilligt oder abgelehnt wurden. Gegen Ablehnungsbescheide können Sie
                        gegebenenfalls innerhalb eines Monats Widerspruch einlegen (siehe Tipp
                        110).











[88]Tipp 43

Babybekleidung muss das Amt bezahlen

Was zur »Erstausstattung« für Kleidung, Wohnung und bei
                        Geburt zählt

Die Ämter müssen nach §23 des Zweiten Sozialgesetzbuchs die »Erstausstattung«
                        für Bekleidung und für die Wohnung finanzieren. Auf diese Leistungen besteht
                        grundsätzlich ein Rechtsanspruch. »Sie werden gesondert erbracht«, heißt es
                        im Gesetz. Fraglich kann allerdings im Einzelfall sein, was alles zur
                        Erstausstattung gehört.

In den vorliegenden SGB-II-Kommentaren wird diskutiert, was der Gesetzgeber
                        mit »Erstausstattung« gemeint hat. Vom Wortlaut her könne damit ein
                        »erstmaliges Anschaffen« gemeint sein, heißt es auf S. 692 des
                        SGB-II-Kommentars von Eicher/Spellbrink (siehe Tipp 111). Damit kämen nur
                        innerhalb eines »engen Zeitfensters« Leis tungen in Frage. Gegen eine solche
                        »restriktive Auslegung« würden allerdings gewichtige Argumente sprechen,
                        u.a. die Gefahr »steter Bedarfsunterdeckung«. Der Begriff solle daher »nicht
                        eng zeitlich ausgelegt werden«, sondern »bedarfsbezogen« interpretiert
                        werden: »Er meint alle Bedarfe, die im Sachbereich von Wohnung, Hausrat und
                        Bekleidung erstmals vom Sozialleistungsträger abgedeckt werden sollen«
                        (S.692).










Info-Tipps

 





OPS/images/978-3-7663-8194-1_ALG II_epub001.jpg





